
Verwaltungsvorschriften 
zur Ausführung des Landesgleichstellungsgesetzes 

RdErl. d. Ministeriums für Frauen, Jugend, Familie und Gesundheit 
v. 27.4.2001 - II A 3 -2330 – (am 7.7.2005 MGFFI) 

 
Bei der Durchführung des Landesgleichstellungsgesetzes - LGG - vom 9. November 1999 (GV. NRW. 
S. 590) sind die folgenden auf der Grundlage von § 23 LGG erlassenen Verwaltungsvorschriften zu 
beachten. Sie gelten für die Verwaltungen des Landes, die Eigenbetriebe und Krankenhäuser des 
Landes sowie die Gerichte, die Hochschulen, den Landesrechnungshof, die Landesbeauftragte oder 
den Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Verwaltung des Landtags. 
 
Den obersten Landesbehörden bleibt es unbenommen, für ihren Zuständigkeitsbereich im Benehmen 
mit dem MFJFG die Verwaltungsvorschriften durch spezifische Ausführungserlasse zu ergänzen. 
 

Auszüge aus dem LGG 
§ 6 Inhalt des Gleichstellungsplans 

(1) Gegenstand des Gleichstellungsplans sind Maßnahmen zur Förderung der Gleichstellung, der 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie und zum Abbau der Unterrepräsentanz von Frauen. 

(2) Grundlagen des Gleichstellungsplans sind eine Bestandsaufnahme und Analyse der 
Beschäftigtenstruktur sowie eine Prognose der zu besetzenden Stellen und der möglichen 
Beförderungen und Höhergruppierungen für den Zeitraum der Geltungsdauer. 

(3) Der Gleichstellungsplan enthält für den Zeitraum der Geltungsdauer konkrete Zielvorgaben 
bezogen auf den Anteil von Frauen bei Einstellungen, Beförderungen und Höhergruppierungen, um 
diesen in den Bereichen, in denen sie unterrepräsentiert sind, bis auf 50 Prozent zu erhöhen. Es ist 
festzulegen, mit welchen personellen, organisatorischen, sozialen und fortbildenden Maßnahmen die 
Zielvorgaben nach Satz 1 erreicht werden sollen. Ist absehbar, dass auf Grund 
personalwirtschaftlicher Regelungen Stellen gesperrt werden oder entfallen, soll der 
Gleichstellungsplan Maßnahmen aufzeigen, die geeignet sind, ein Absinken des Frauenanteils zu 
verhindern. Der Gleichstellungsplan enthält auch Maßnahmen zur Aufwertung von Tätigkeiten an 
überwiegend mit Frauen besetzten Arbeitsplätzen und zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
und der Arbeitszeitgestaltung. 

 
Verwaltungsvorschriften zu § 6 

 Die Dienststellen sind gehalten, bei allen Personalentscheidungen und -planungen sowie bei 
ihrer Personalpolitik die Frauenförderpläne einzubeziehen. 

 Grundlage der Analyse der Situation der bestehenden Personalstruktur ist der „Ist-Stand-
Personal“. 
Dazu werden - je nach den Gegebenheiten vor Ort – die aus der Anlage 1 ersichtlichen Daten 
erhoben, die sich jeweils auf die letzten drei Jahre und/oder auf einen Stichtag beziehen 
müssen (Muster von Erhebungsbögen sind ebenfalls als Anlage 2 beigefügt). 
Die Bestandsaufnahme kann je nach den Gegebenheiten vor Ort getrennt nach 
Organisationseinheiten, z.B. abteilungsweise, erfolgen, um auf der Grundlage einer 
transparenten Darstellung eine aussagekräftige Analyse der Beschäftigtenstruktur zu 
erleichtern. 

 Die Zahlen der Personalbestandsaufnahme sind unter gleichstellungspolitischen 
Gesichtspunkten zu analysieren. Dabei sind die möglichen Gründe für eine 
geschlechtsspezifische Beschäftigtenstruktur unter Berücksichtigung geschlechtsspezifischer 
Lebensbiografien und insbesondere für Unterrepräsentanzen von Frauen (z.B. 
Beurteilungsergebnisse) aufzuzeigen. 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=2377&vd_back=N590&sg=0&menu=1
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 Für die geforderte Prognose zur Personalentwicklung ist es erforderlich, die Zahl der zu 
besetzenden Stellen und möglichen Beförderungen und Höhergruppierungen unter 
Berücksichtigung zu erwartender Fluktuationen in der Dienststelle zu ermitteln. Ruhestand, 
Altersteilzeit, Emeritierung, Versetzungen, Wechsel in andere Berufsbereiche, Umsetzungen, 
Beförderungen, Stellenabbau sowie Rückkehr aus Beurlaubungen sind beispielhafte 
Faktoren, die in die Prognoseentscheidung einzubeziehen sind. In Teilbereichen, in denen 
sich der Einfluss dieser Faktoren auf die Personalentwicklung in der jeweiligen Dienststelle 
nicht aus vorhandenen Daten und Statistiken ableiten lässt, erfolgt die Prognose anhand von 
Durchschnittswerten, wie sie sich in der Dienststelle in der Vergangenheit ergeben haben. 
Besondere Umstände - z.B. Neuressortierungen - sind zu berücksichtigen. 

 Die Dienststelle legt die Vorgaben, welche Ziele in welchem Zeitraum erreicht werden sollen, 
fest. Diese konkreten Ziel- und Zeitvorstellungen haben sich einerseits an den konkreten 
Verhältnissen vor Ort zu orientieren, andererseits ist die vom Gesetz als Zielvorgabe 
definierte Erhöhung des Frauenanteils auf 50 vom Hundert zu berücksichtigen. Die 
Festlegung der Zielvorgaben muss geeignet sein, den Frauenanteil schrittweise zu erhöhen 
(Anlage 2.11 und 2.12). 

 Bei der Feststellung der Bereiche, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, sind die 
Grundsätze des § 7 maßgebend. 
Konkrete Maßnahmen sind auf der Grundlage der Analyse der Gründe für die 
Unterrepräsentanz von Frauen in den jeweiligen Berufs- und Funktionsbereichen zu 
ergreifen. In Betracht kommen insbesondere: 

o Veränderung des Personalauswahlverfahrens unter Beachtung der Vorgaben des § 7 
LGG 

o systematische Nachwuchsentwicklung 
o Benennung und Besetzung so genannter „Startpositionen“ 
o Vergabe weiterqualifizierender Sonderaufträge 
o Beteiligung an Ausbildungs- und Lehrtätigkeiten 
o Vorgaben für Fortbildungsmaßnahmen 
o Angebote an Fortbildungsmaßnahmen zur Erleichterung des Wiedereinstiegs in den 

Beruf nach Beurlaubungen 
o -familienfreundliche Arbeitszeiten und Teilzeitarbeit, (alternierende) (Tele-

)Heimarbeit 
o Besetzung von Gremien 
o Beteiligung an Projektgruppen 
o Verbesserung der Arbeitsbedingungen und des Aufgabenzuschnittes sowie 

Aufwertung von Tätigkeiten an überwiegend mit Frauen besetzten Arbeitsplätzen, 
um beispielsweise die Übernahme von Teamassistenzen insbesondere durch 
Schreibkräfte zu ermöglichen 

o Fortbildungsmaßnahmen für Beschäftigte, deren Arbeitsplätze aufgrund der 
technischen Entwicklung oder aufgrund von Organisationsentscheidungen abgebaut 
werden 

o Maßnahmen, die geeignet sind, überwiegend mit Männern besetzte Arbeitsplätze so 
umzugestalten, dass sie auch mit Frauen besetzt werden können, z.B. durch bauliche 
Maßnahmen. 

 Auch innerhalb der Geltungsdauer des Frauenförderplans muss die Dienststelle überprüfen, 
ob die Zielvorgaben durch die personellen, organisatorischen und fortbildenden Maßnahmen 
auch tatsächlich erreicht werden. 


